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VERORDNUNGSBLATT
DER (Markt/stadt) GEMEINDE xx
Jahrgang 20xx	Ausgegeben am x. x.20xx	www.ris.bka.gv.at
Nr. x Verordnung:	Übertragungsverordnung gemäß § 44 Abs. 2 Oö. GemO 1990


[bookmark: _Hlk161139648]Verordnung
des Gemeinderats der (Markt, Stadt) Gemeinde xxxx betreffend die Übertragung des Beschlussrechts des Gemeinderats in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs an einen Ausschuss
[bookmark: _Hlk196404964][bookmark: _Hlk196400735]Auf Grund des § 44 Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990), LGBl. Nr. 91/1991, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 64/2025, wird verordnet:

§ 1
[bookmark: _Hlk204670507]Übertragung
1. Im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis wird dem Ausschuss für …….. (Ausschuss bezeichnen) das Beschlussrecht in folgenden Angelegenheiten übertragen:
a) …… (Befugnisse konkret anführen)
b) ….

2. Im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis wird dem Ausschuss für …….. (Ausschuss bezeichnen) das Beschlussrecht in folgenden Angelegenheiten übertragen:
a) …… (Befugnisse konkret anführen)
b) ….

3. Im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis wird dem Ausschuss für …….. (Ausschuss bezeichnen) das Beschlussrecht in folgenden Angelegenheiten übertragen:
a) …… (Befugnisse konkret anführen)
b) ….

§ 2
Inkrafttreten

[bookmark: _GoBack]Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der (Markt, Stadt) Gemeinde xxx in Kraft. 




	Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister:

	N. N.




	Bildmarke
	Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur und des Ausdrucks finden Sie unter: https://www......at/amtssignatur




Anmerkungen:  (in der zu beschließenden Verordnung bitte streichen)
1. Die Übertragung ist nur für Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs zulässig.
2. Die Verordnung bedarf eines Beschlusses mit ¾-Mehrheit
3. Nicht zulässig ist die Übertragung
· von behördlichen Aufgaben (zB. Erlassung einer Verordnung),
· von Angelegenheiten des Gemeindehaushalts (zB. Auftragsvergaben, Kassenkredite, Darlehen usw.) oder
· von Angelegenheiten, für die besondere Beschlussquoren vorgesehen sind (zB. Verkauf von unbeweglichem Gemeindeeigentum). 
4. Die Verordnung tritt jedenfalls mit Ablauf der Funktionsperiode des Gemeinderats außer Kraft.
5. Der Gemeinderat kann eine übertragene Zuständigkeit mittels Verordnung (einfache Mehrheit reicht) wieder an sich ziehen.
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